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— Drucksache 2409 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit den 
Herren Bundesministern des Innern und für Verteidigung wie 
folgt: 

Zu 1. 

Hiermit überreiche ich den erbetenen Bericht der Kommission 
des Vorstandes der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung zur Untersuchung der Arbeitslosig- 
keit der älteren Arbeitnehmer. Er ist als Beilage zu den „Amt- 
lichen Nachrichten der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung (ANBA)" vom 25. November 
1960 veröffentlicht Der Bericht wurde von einem Vertreter 
meines Hauses den Mitgliedern des Ausschusses für Arbeit 
des Deutschen Bundestages in seiner 92. Ausschußsitzung am 
8. Dezember 1960 überreicht und dem Ausschuß für Petitionen 
in seiner 63. Sitzung am gleichen Tage vorgelegt. 


Zu 2. 

Zu den Vorschlägen und Anregungen der Kommission an die 
Bundesregierung nehme ich wie folgt Stellung: 

Die Bundesregierung hat wiederholt die Bundesdienststellen 
aufgefordert, bei Einstellungen von Personal auch arbeitslose 
ältere Arbeitnehmer zu berücksichtigen. Um den sonstigen 
öffentlichen Verwaltungen und der Privatwirtschaft ein Bei- 
spiel zu geben, hat die Bundesregierung durch Kabinettsbe- 
schluß vom 27. Juni 1957 den Bundesbehörden zur Pflicht ge- 
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macht, bei Errichtung neuer Dienststellen oder Übertragung 
neuer Aufgaben, die Personaleinstellungen erforderlich 
machen, bevorzugt langfristig arbeitslose ältere Angestellte 
einzustellen. Die Bundesdienststellen melden meinem Hause 
jeweils zum 1. April und 1. Oktober jedes Jahres die Zahl der 
eingestellten älteren Angestellten. Bis zum 1. Oktober 1960 
wurden bei den Bundesdienststellen auf Grund des vorgenann- 
ten Kabinettsbeschlusses 6206 arbeitslose ältere Angestellte 
— davon 4709 im Bereich des Bundesministeriums für Verteidi- 
gung — eingestellt. Für die Durchführung des Kabinettsbe- 
schlusses ist nach Artikel 65 GG jeder Bundesminister in sei- 
nem Geschäftsbereich selbständig verantwortlich. 

Die Bundesdienststellen sind in den vergangenen Jahren auf 
die Beachtung des Kabinettsbeschlusses wiederholt hingewie- 
sen und gebeten worden, den Dienststellen der Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung Gelegen- 
heit zu geben, geeignete Bewerber für die Besetzung freier 
Stellen vorzuschlagen. Die Länder, Gemeinden und Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts wurden wiederholt gebeten, 
durch eine gleiche oder ähnliche Regelung, wie sie in dem vor- 
genannten Beschluß des Bundeskabinetts getroffen wurde, zu 
einer befriedigenden Lösung des Problems der arbeitslosen 
älteren Arbeitnehmer beizutragen. 

Zur Deckung des Bedarfs an Arbeitskräften wurde dem Bundes- 
ministerium für das Post- und Fernmeldewesen empfohlen, 
dem Beispiel der Bundesbahn zu folgen und die für Einstellun- 
gen vorgeschriebene Altersgrenze aufzugeben. 

Der Bundesminister für Verteidigung hat in Erlassen vom 
Jahre 1956 festgelegt, welche Personengruppen in seinem 
Dienstbereich bevorzugt einzustellen sind. Es handelt sich vor 
allem um Personengruppen, die auf Grund gesetzlicher 
Vorschriften bevorzugt einzustellen sind, wie Wiedergut- 
machungsberechtigte nach dem Gesetz zur Regelung der Wie- 
dergutmachung nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige 
des öffentlichen Dienstes, Schwerbeschädigte, Unterbringungs- 
berechtigte nach dem Gesetz zu Artikel 131 GG und Heim- 
kehrer. Bei den sonstigen Gruppen handelt es sich um einen 
Personenkreis, der durch seine frühere Zugehörigkeit zur 
Wehrmacht oder den Stationierungsstreitkräften für die Bun- 
deswehr die erforderliche berufliche Vorbildung und Eignung 
mitbringt. Diese Gruppen gehören im übrigen ganz überwie- 
gend zum Personenkreis der älteren Angestellten. 

Aus den vorstehenden Darlegungen ergibt sich, daß die Bun- 
desdienststellen im Rahmen ihrer Möglichkeiten der Verpflich- 
tung zur Einstellung arbeitsloser älterer Angestellter nach- 
kommen. 


Blank 
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der Arbeitslosigkeit älterer Arbeitnehmer entgegengenommen. Er hat die 
darin enthaltenen Hinweise, Anregungen und Empfehlungen zu seinen eige- 
nen gemacht. 

In Anbetracht der Schwierigkeiten, denen die Eingliederung älterer Arbeits- 
loser auch in einer Zeit der Vollbeschäftigung begegnet, wird der Bericht 
der Öffentlichkeit übergeben. Der Vorstand der Bundesanstalt hofft, daß die 
Darstellung der Ursachen, aber auch der in der heutigen Situation gegebenen 
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Abschlußbericht 

der Kommission des Vorstands der Bundesanstalt 
zur Untersuchung der Arbeitslosigkeit älterer Arbeitnehmer 


I. Bildung, Auftrag und Arbeitsweise der Kommission 


Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
richtete am 5. Juli 1958 an den Präsidenten der 
Bundesanstalt ein Schreiben, in dem er darauf auf- 
merksam machte, daß die Arbeitsvermittlung der 
älteren Arbeitslosen, insbesondere der älteren An- 
gestellten, in den vergangenen Monaten keine be- 
friedigenden Ergebnisse mehr habe erzielen können. 
Es werde deswegen angeregt, daß sich die Selbst- 
verwaltung der Bundesanstalt aktiv in die Bemü- 
hungen um diesen Personenkreis einschalte; es er- 
scheine angebracht, auf zentraler Ebene eine Kom- 
mission aus Vertretern der Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer sowie einem geeigneten, erfahrenen Beam- 
ten der Bundesanstalt mit dem Auftrag zu bilden, 
sich dieser Frage anzunehmen. Der Vorstand be- 
handelte das Schreiben des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung nach Vorberatung durch 
den Ausschuß für Rechts- und Verwaltungsfragen 
in seiner Sitzung am 20./21. November 1958, in der 
er zugleich einen Bericht der Verwaltung über die 
Ergebnisse der mit Stichtag vom 15. Oktober 1958 
angestellten Sondererhebung über die Arbeitslosig- 
keit der älteren Arbeitnehmer (vgl. Amtliche Nach- 
richten der Bundesanstalt 1958 S. 599 ff. und Bericht 
„Die Struktur der restlichen Arbeitslosigkeit", Bei- 
lage zu Nr. 3/1959 der Amtlichen Nachrichten der 
Bundesanstalt) entgegennahm. Der Vorstand bildete, 
der Anregung des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung folgend, mit Beschluß V 368 (1956/60) 
aus seiner Mitte eine Kommission mit dem Auftrag, 
weitere Möglichkeiten für die Unterbringung der 
noch vorhandenen älteren Arbeitslosen aufzuzeigen. 

Als Mitglieder dieser Kommission wurden 

Herr Herbst für die Gruppe der Arbeitgeber 

und 

Herr Henkelmann und Frau G e r i g 

für die Gruppe der Arbeitnehmer 

gewählt. Von seiten der Verwaltung wurde der 
jetzige Stellvertreter des Präsidenten des Landes- 
arbeitsamts Niedersachsen, Herr Leitender Verwal- 
tungsdirektor Dr. Kästner, der Kommission bei- 
gegeben. 

Die Kommission nahm am 16. Februar 1959 nach 
Abschluß der notwendigen Vorarbeiten ihre Tätig- 
keit auf. Sie trat im ganzen zu neun — teilweise 
mehrtägigen — Sitzungen zusammen. Den Vorsitz 
führte in den ersten drei Sitzungen Herr Henkel- 
mann, in den übrigen Sitzungen Herr Herbst. 

Die Kommission verschaffte sich zunächst einen 
allgemeinen Überblick über den Umfang der Arbeits- 


losigkeit älterer Arbeitnehmer in den einzelnen 
Landesarbeitsamts- und Arbeitsamtsbezirken. Sie 
ging hierbei von den Ergebnissen der mit Stichtag 
vom 15. Oktober 1958 angestellten Erhebung aus. 
Es zeigte sich, daß die Verhältnisse in den einzel- 
nen Bezirken außerordentlich unterschiedlich liegen, 
und zwar sowohl hinsichtlich der absoluten Zahl 
der älteren Arbeitslosen als auch des Anteils dieser 
Personengruppe an der Gesamtzahl der Arbeits- 
losen und der Beschäftigten. Weiterhin war von 
vornherein offenkundig, daß sich die Schwerpunkte 
| der Arbeitslosigkeit älterer Arbeitnehmer in den 
Gebieten befinden, die von dem wirtschaftlichen 
Aufschwung der letzten Jahre weniger begünstigt 
waren. Daneben wiesen aber auch einige Arbeits- 
amtsbezirke noch relativ hohe Bestände von älteren 
Arbeitslosen auf, die nach den dort gegebenen wirt- 
schaftlichen Verhältnissen und der allgemeinen 
Lage des Arbeitsmarktes nicht ohne weiteres er- 
klärlich schienen. Die Kommission wählte insgesamt 
34 Arbeitsämter der beiden gekennzeichneten Grup- 
pen aus, und zwar 

im Bereich des Landesarbeitsamtes Baden-Würt- 
temberg das Arbeitsamt Freiburg, 

im Bereich des Landesarbeitsamtes Nordbayern 
die Arbeitsämter, Bayreuth, Cham, Coburg und Hof, 

im Bereich des Landesarbeitsamtes Südbayern 
die Arbeitsämter Deggendorf, Ingolstadt, Mün- 
chen, Passau und Pfarrkirchen, 

im Bereich des Landesarbeitsamtes Hamburg 
das Arbeitsamt Hamburg, 

im Bereich des Landesarbeitsamtes Hessen das 
Arbeitsamt Kassel, 

im Bereich des Landesarbeitsamtes Niedersach- 
sen die Arbeitsämter Braunschweig, Emden, 
Göttingen, Oldenburg, Stade und Wilhelms- 
haven, 

im Bereich des Landesarbeitsamtes Nordrhein- 
Westfalen die Arbeitsämter Aachen, Bochum, 
Köln und Recklinghausen, 

im Bereich der Landesarbeitsämter Schleswig- 
Holstein sämtliche Arbeitsämter (Bad Oldesloe, 
Elmshorn, Flensburg, Heide, Kiel, Lübeck, Neu- 
münster, Rendsburg und Schleswig). 

Daneben wurden aus besonderen Gründen noch die 
Arbeitsämter 

Hannover, Offenbach und Schwelm 
einbezogen. 
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Die Verwaltung erhielt den Auftrag, das für die ge- 
nannten Arbeitsämter vorliegende statistische Zah- 
lenmaterial nach den der Kommission bedeutsam 
erscheinenden Gesichtspunkten weiter zu gliedern 
und aufzubereiten, ferner den genannten Arbeits- 
ämtern die folgenden Fragen zur Beantwortung vor- 
zulegen: 

1. Welche allgemeinere Maßnahmen (z. B. beruf- 
liche Bildungsmaßnahmen, Maßnahmen der 
wertschaffenden Arbeitslosenhilfe u. ä.) haben 
Sie im letzten Jahr eingeleitet, um die in Ihrem 
Bezirk noch vorhandenen arbeitslosen älteren 
Arbeitnehmer wieder in Arbeit zu bringen, und 
welchen Erfolg hatten diese Maßnahmen? 

2. In welchem Umfang haben hierbei Stellen 
außerhalb der Bundesanstalt als Träger mitge- 
wirkt? 

3. Welche besonderen organisatorischen Vorkeh- 
rungen sind innerhalb Ihres Amtes getroffen, 
urn die Vermittlung von arbeitslosen älteren 
Arbeitnehmern wirksam zu gestalten? 

4. Welcher Art und welchen Umfangs waren die 
Vermittlungsversuche, die sich auf den Perso- 
nenkreis der älteren Arbeitslosen bezogen? 

5. Haben Sie in Ihrem Bezirk spezielle Aktionen 
durchgeführt, um etwa für eine bestimmte Zeit 1 
die besondere Aufmerksamkeit aller Vermitt- 
lungsstellen auf die Unterbringung dieses Per- 
sonenkreises hinzulenken, und, wenn ja, in 
welcher Art und mit welchem Erfolg? 

6. Haben Sie den Versuch unternommen, die j 
Arbeitgeberschaft Ihres Bezirks besonders für die 
arbeitslosen älteren Arbeitnehmer zu interes- 
sieren, und in welcher Form und mit welchem 
Erfolg ist das geschehen? 

7. Welche besonderen Beobachtungen und Erfah- | 

rungen haben Sie bei Ihren Bemühungen ge- | 
macht, welche besonderen Schwierigkeiten und ! 
Hemmnisse sind Ihnen begegnet? i 

i 

8. Gibt es nach Ihren Beobachtungen objektive ! 

Tatbestände (z. B. in der Rentengesetzgebung, j 
Vorhandensein von betrieblichen Versorgungs- I 
einrichtungen), die die Vermittlung älterer Ar- 1 
beitnehmer erschweren? j 

9. Ist in Ihrem Bezirk versucht worden, ältere ! 
Arbeitslose, die nicht mehr in ihrem bisherigen 
Beruf vermittelt werden können, in andere Be- 
rufsgruppen zu überführen, in denen sie nach 
Eignung und allgemeiner Arbeitsmarktlage 
eher Aussicht auf Vermittlung haben? Welchen 
Erfolg hatten diese Maßnahmen? 

10. Wie setzt sich in Ihrem Bezirk der Personen- 
kreis der älteren Arbeitnehmer, die noch nicht 
länger als 2 Jahre arbeitslos sind, zusammen,- 
handelt es sich überwiegend um Fluktuations- 
arbeitslose oder mehr um Personen, die zwar 
vorübergehend Beschäftigung finden, jedoch 
immer wieder arbeitslos werden, also praktisch 
nicht mehr in echte Dauerarbeitsverhältnisse 
gebracht werden können? 


11. Haben sich in Ihrem Bezirk Zahl und Zusam- 
mensetzung der älteren Arbeitslosen seit dem 
Stichtag der letzten Erhebung (15. Oktober 1958) 

— abgesehen von saisonbedingten Einflüssen 

— wesentlich geändert, und, wenn ja, welche 
Ursachen hatte diese Entwicklung? 

12. Können Sie aus Ihrem Bereich noch auf Be- 
sonderheiten aufmerksam machen, die für die 
Beurteilung des Problems wichtig, im Rahmen 
der Fragen 1 bis 11 jedoch noch nicht ange- 
sprochen sind? 

Mit den Berichten der Arbeitsämter erhielt die 
Kommission eine Fülle von Material über die Ur- 
sachen der Arbeitslosigkeit älterer Arbeitnehmer 
in den einzelnen Bezirken sowie über die von den 
Dienststellen der Bundesanstalt getroffenen Maß- 
nahmen und ihre Ergebnisse. Dieses Material, syste- 
matisch ausgewertet, war die Grundlage für die 
weitere Arbeit der Kommission. 

Daneben erschien es jedoch zweckmäßig und not- 
wendig, das gewonnene Bild durch den Besuch 
einiger für das Problem der älteren Arbeitslosen 
typischer Arbeitsämter abzurunden. Gleichzeitig 
boten diese Besuche Gelegenheit, die in den einzel- 
nen Bezirken gegebenen Verhältnisse mit den un- 
mittelbar beteiligten maßgeblichen Vertretern der 
Verwaltung und — worauf die Kommission beson- 
deren Wert legte — auch mit Repräsentanten de^ 
Selbstverwaltungsorgane der betreffenden Dienst- 
stellen in unmittelbarer, freier Aussprache zu er- 
örtern. Die Kommission war hierbei auf Grund der 
ihr zur Verfügung gestellten Unterlagen, insbeson- 
dere aber auch auf Grund der so gewonnenen Ein- 
drücke und Erkenntnisse, in der Lage, auf eine 
Reihe von Möglichkeiten hinzuweisen, die bei 
einigen Arbeitsämtern mit Erfolg erprobt wurden, 
jedoch bis dahin noch nicht überall ins Auge ge- 
faßt waren. Sie versuchte vor allem auch, das 
Interesse und die Mitarbeit der Selbstverwaltungs- 
organe an dem Problem der Arbeitslosigkeit der 
älteren Arbeitnehmer zu aktivieren. Im Verlauf ihrer 
Tätigkeit suchte die Kommission die folgenden 
Dienststellen auf: 

Im norddeutschen Raum die Arbeitsämter 

Oldenburg, Wilhelmshaven, Stade, Hamburg, 
Lübeck, Kiel, Schleswig und Hannover, 

im bayerischen Raum die Arbeitsämter 

Passau, Deggendorf, Pfarrkirchen und München, 
ferner das Landesarbeitsamt Berlin. 

Die ursprüngliche Absicht, auch den nordhessischen 
Raum zu besuchen, mußte infolge Zeitmangels auf- 
gegeben werden. 

Am 21. August 1959 traf die Kommission mit Ver- 
tretern des Bundesministeriums für Arbeit und So- 
zialordnung zusammen. Sie gab hierbei einen 
Zwischenbericht über ihre bisherige Tätigkeit und 
nahm in einem gegenseitigen Meinungs- und Er- 
fahrungsaustausch eine Reihe von Anregungen für 
ihre weitere Tätigkeit entgegen. 

Die Arbeitsergebnisse der Kommission sind nach- 
stehend in der Weise zusammengefaßt, daß zu- 
nächst das Problem in seinen verschiedenen Er- 
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scheinungsformen, Ursachen und Zusammenhängen 
dargestellt wird. Es schließen sich dann jeweils die 
Schlußfolgerungen der Kommission an, bei denen 
unterschieden wird zwischen 

Maßnahmen und Methoden, die geeignet sind, 
die Bemühungen der Verwaltung der Bun- 
desanstalt um die Unterbringung älterer Arbeits- 
loser weiter zu fördern, 

Vorschlägen an den Verwaltungsrat der 
Bundesanstalt in bezug auf die Änderung von 


grundsätzlichen Beschlüssen, Richtlinien usw. 
sowie an den Vorstand der Bundesanstalt 
mit dem Ziel, die Bemühungen der Verwaltung 
von dieser Seite her zu unterstützen, 

Anregungen an Stellen außerhalb der 
Bundesanstalt, insbesondere an die Bun- 
desregierung, soweit zur Lösung des Problems 
über den Zuständigkeits- und Aufgabenbereich 
der Bundesanstalt hinausgehende Maßnahmen 
zweckmäßig und notwendig erscheinen. 


II. Die Ursachen der Arbeitslosigkeit älterer Arbeitnehmer 
und Vorschläge zu ihrer Behebung 


Das Problem der älteren Arbeitslosen ist an sich 
nicht neu; schon von jeher waren ältere Arbeit- 
nehmer in besonderem Maße der Gefahr ausgesetzt, 
arbeitslos zu werden, und von jeher war es schwie- 
rig, solche Personen wieder in Arbeit zu bringen. 
Diese Fragen sind denn auch bereits in den zwan- 
ziger und dreißiger Jahren lebhaft erörtert worden, 
vor allem mit dem Blick auf das seinerzeit beson- 
ders akute Problem der älteren arbeitslosen An- 
gestellten; auch die damalige Reichsanstalt mußte 
sich mit ihm auseinandersetzen. Es spielt im übri- 
gen nicht nur in Deutschland, sondern auch in 
anderen Ländern eine Rolle. 

Erscheinungsform und Ursachen der Arbeitslosig- 
keit älterer Arbeitnehmer nach 1945 waren und sind 
jedoch nur zum Teil von den gleichen Faktoren wie 
damals bestimmt. Während sich in der Arbeitslosig- 
keit der älteren Angestellten der zwanziger und der 
beginnenden dreißiger Jahre wirtschaftliche Depres- 
sionen und Schrumpfungen widerspiegelten, wird 
die Eingliederung der älteren Arbeitslosen in den 
Arbeitsprozeß heute vor allem durch eine von 
Kriegs- und Nachkriegsereignissen (Flüchtlings- 
strom) bewirkte Diskrepanz zwischen Wohnort und 
Arbeitsmöglichkeit erschwert. An dem wirtschaft- 
lichen Aufschwung der Bundesrepublik seit der 
Währungsreform hatten nicht alle Räume gleich- 
mäßigen Anteil; er konzentrierte sich auf bestimmte 
Gebiete, die als Ballungszentren immer neuen 
wirtschaftlichen Zuwachs erhielten und in denen 
schon bald die vorhandenen Arbeitskräfte nicht 
mehr ausreichten, um den vorhandenen Bedarf zu 
decken. Diesen stark industriell geprägten Bezirken 
stehen - — vor allem in den Randgebieten der Bun- 
desrepublik — andere Räume gegenüber, die sich 
bisher wirtschaftlich nicht in gleichem Maße ent- 
wickeln konnten und in denen die vorhandenen Ar- 
beitsplätze — besonders, da es an Industrie fehlt — 
nicht ausreichen, um allen Arbeitnehmern Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten zu bieten. Der ständig zu- 
nehmende Kräftebedarf in den Gebieten mit guter 
Wirtschafts- und Arbeitsmarktlage hat hier die 
Restarbeitslosigkeit beseitigt und damit auch die 
Wiedereingliederung der älteren Arbeitslosen in 
den Arbeitsprozeß ermöglicht. In den von der 
wirtschaftlichen Entwicklung weniger begünstigten 
Gebieten konnte die Arbeitslosigkeit zwar auch 
spürbar reduziert werden; jedoch blieb dort bis 


jetzt noch ein Restbestand von Arbeitslosen erhal- 
ten, dessen Auflösung besonderer Anstrengungen 
bedarf. 

Bei der Arbeitslosigkeit älterer Arbeitnehmer han- 
delt es sich also im wesentlichen um ein Struktur- 
problem. 

Die Kommission hielt es nicht für ihre Aufgabe, den 
politischen, wirtschaftlichen und soziologischen Zu- 
sammenhängen und Auswirkungen des Problems in 
ihrer Gesamtheit nachzugehen. Für die praktische 
Arbeit der Bundesanstalt schien es der Kommission 
vor allem darauf anzukommen, die Ursachen unter 
dem Gesichtspunkt des Arbeitmarktes und der 
Aufgabenstellung der Bundesanstalt im einzelnen 
zu analysieren und erkennbar zu machen, wo die 
Gegenmaßnahmen einzusetzen haben. 

1. Strukturelle Ursachen 

Wie bereits ausgeführt, befinden sich die Schwer- 
punkte der Arbeitslosigkeit älterer Arbeitnehmer 
in den Gebieten, deren Wirtschaftsstruktur noch 
nicht auf einen Stand gebracht ist, der der Dichte 
und den Lebensbedürfnissen der Bevölkerung an- 
gemessen wäre. Kennzeichnend hierfür ist — neben 
der über dem Bundesdurchschnitt liegenden Arbeits- 
losenzahl — unter anderem vielfach ein gegenüber 
anderen Bezirken erheblich geringerer Anteil von 
Arbeitnehmern an der Gesamtbevölkerungszahl 
(„Stille Arbeitsmarktreserve") in solchen Gebieten. 
Dies trifft besonders für Bezirke entlang der Zonen- 
grenze und der südöstlichen Staatsgrenze, ferner im 
Küstengebiet zu. Es handelt sich zum Teil um Be- 
zirke, die infolge ihrer Randlage — wie etwa der 
Bayerische Wald — schon seit Jahrzehnten als Not- 
standsgebiete (sogenannte „klassische Notstands- 
gebiete") gelten. Die Bedingungen für eine wirt- 
schaftliche Weiterentwicklung dieser Gebiete, die 
nur auf dem Wege über eine Industrialisierung er- 
reichbar ist, sind bisher noch ungünstig, da es an 
entscheidenden Voraussetzungen, zu denen vor 
allem die verkehrsmäßige Erschließung gehört, 
fehlt. Die Kommission begegnete auf ihrer Rund- 
reise immer wieder der Situation, daß die örtlichen 
Stellen, insbesondere die Gemeinden und Land- 
kreise, erhebliche Anstrengungen machen, Industrie- 
unternehmungen für eine Ansiedlung zu gewinnen. 
Diese Bemühungen müssen jedoch ohne befriedi- 
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gende Ergebnisse bleiben, solange es nicht gelingt, 
die Grundstruktur durchgreifend zu verbessern. Der 
Ausbau der Verkehrsverbindungen, insbesondere 
des Straßennetzes, die Aufschließung von Industrie- 
gelände, die Schaffung von Wohnungen, auch von 
kulturellen Einrichtungen, alle diese Maßnahmen 
müssen vorangehen, bevor die Ansiedlung von Be- 
trieben in diesen Gebieten erwartet werden kann. 
Zwar stehen für die Förderung solcher Maßnah- 
men durchaus beachtliche Mittel zur Verfügung; 
doch hat es den Anschein, als ob es noch teilweise | 
an einer Koordinierung dieser Mittel fehlt. 

Die Kommission ist davon überzeugt, daß eine 
systematische Strukturverbesserung der bis jetzt 
benachteiligten Gebiete letztlich auch der Schlüssel 
für die Lösung des Problems der älteren Arbeits- 
losen sein wird. Sie geht hierbei von der allgemei- 
nen Entwicklung im Bundesgebiet aus, wo die Ver- 
knappung der Arbeitskräfte auch die Eingliederung 
der älteren Arbeitslosen weitgehend ermöglicht 
hat. Sie kann aber gleichzeitig auch auf eine Ent- 
wicklung hinweisen, die sich seit dem vorigen 
Jahr in den bisher industriearmen Gebieten 
Bayerns, insbesondere im Bayerischen Wald, an- 
bahnt. Da in den Ballungsgebieten die Möglichkei- 
ten einer weiteren wirtschaftlichen Expansion vom 
Arbeitsmarkt her nahezu erschöpft sind, beginnt 
eine zunehmende Zahl von Unternehmungen, sich 
für diejenigen Gebiete zu interessieren, die an der 
allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung bisher 
weniger teilhatten und in denen deswegen noch j 
Arbeitskraftreserven vermutet werden. In einer 
Reihe von Arbeitsamtsbezirken gelang es infolge j 
der Neuansiedlung von Betrieben, die Arbeitslosen- ! 
zahlen nachhaltig zu verringern. Von dieser Ent- 
wicklung profitierten auch die älteren Arbeitslosen, 
die überraschenderweise in einigen Bezirken sogar 
im gleichen Verhältnis wie die übrigen Arbeits- 
losen in Beschäftigung vermittelt werden konnten. 

Die an sich begrüßenswerte Entwicklung im Bayeri- 
schen Wald vermag allerdings insofern nicht voll 
zu befriedigen, als die Mehrzahl der Betriebe, die 
um eine Ansiedlung bemüht sind, überwiegend 
Arbeitsplätze für Frauen bieten, so daß für Män- 
ner nach wie vor Arbeitsplätze fehlen würden und 
sie wie bisher gezwungen wären, auswärts Arbeit 
zu suchen. Das eigentliche Problem bliebe damit 
ungelöst. Die Einrichtung von Betrieben mit über- 
wiegender Frauenbeschäftigung bringt auch inso- 
fern gewisse Gefahren mit sich, als Betriebe dieser 
Art meist Frauen aus der sogenannten stillen Re- 
serve auf den Arbeitsmarkt bringen, die aber oft 
nur für begrenzte Zeit den betrieblichen Anforde- 
rungen gewachsen sind und schließlich, wenn sie 
ihre Tätigkeit aufgeben, die Zahl der arbeitslosen 
Frauen noch vergrößern. Auch vom Standpunkt der 
Betriebe selbst dürfte es nicht ratsam sein, sich 
ausschließlich auf Reserven an weiblichen Arbeits- 
kräften zu verlassen, da denjenigen Männern, die 
in anderen Bezirken eine Dauerbeschäftigung fin- 
den, im Laufe der Zeit auch die Familienangehöri- 
gen und damit ein Teil der berufstätigen Frauen 
folgen. In einigen Bezirken wird versucht, den Ent- 
wicklungen der erwähnten Art dadurch zu begeg- 
nen, daß auch für Arbeitsplätze, die an sich für 


weibliche Kräfte gedacht waren, vom Arbeitsamt 
— - nach Rücksprache mit dem betreffenden Betrieb 
— männliche Bewerber vorgeschlagen werden. 

Die dargestellten Zusammenhänge machen deutlich, 
daß die Ansiedlung von Betrieben in den industrie- 
armen Gegenden nicht in jedem Fall eine struk- 
turelle Verbesserung bewirkt, eine Betriebsansied- 
lung um jeden Preis vielmehr zu neuen Schwierig- 
keiten führen kann. Es erscheint deswegen unbe- 
dingt erforderlich, diese Vorgänge genau zu be- 
obachten und sie, soweit möglich, so zu steuern, 
daß Fehlentwicklungen vermieden werden. Diesen 
Gesichtspunkt sollten vor allem die mit der Wirt- 
schaftsförderung befaßten Stellen des Bundes und 
der Länder bei der Gewährung von Förderungs- 
mitteln berücksichtigen. 

Vorschläge und Anregungen an die Bundes- 
regierung 

Bei der Strukturverbesserung — in der Fach- 
sprache auch als „aktive Sanierung" bezeich- 
net — handelt es sich um eine Aufgabe, zu 
deren Bewältigung die Dienststellen der Bundes- 
anstalt nur am Rande beitragen können. Ent- 
scheidend kommt es hier auf die unmittelbar 
Beteiligten, insbesondere die Unternehmungen, 
sowie auf diejenigen Stellen an, die durch Pla- 
nungs- und Förderungsmaßnahmen die Möglich- 
keit haben, diesen Prozeß zu beeinflussen. Es 
werden daher folgende Anregungen unter- 
breitet: 

Die Bundesregierung sollte auf eine möglichst 
umfassende Koordinierung aller 
Maßnahmen und Mittel hinwirken, die 
von ihr sowie von den Ländern, Gemeinden und 
anderen Öffentlichen Stellen für die Landesent- 
wicklung und die wirtschaftliche Förderung be- 
stimmter Gebiete, insbesondere der Zonenrand- 
und sonstigen Förderungsgebiete, aufgewandt 
werden. Diese Zusammenfassung erscheint un- 
bedingt notwendig, um eine optimale Wirkung 
der Anstrengungen zu sichern. Bei der Planung 
und Durchführung von Förderungsprogrammen 
sollten auch die Dienststellen der Bundesanstalt 
rechtzeitig eingeschaltet werden; aus ihrer 
Kenntnis des bezirklichen Arbeitsmarktes heraus 
können sie dazu beitragen, daß die Belange und 
Möglichkeiten des Arbeitsmarktes bei der Aus- 
wahl der zu fördernden Unternehmungen be- 
rücksichtigt «und Fehlentwicklungen vermieden 
werden. 

Unternehmungen, die durch Betriebsansiedlung 
in den in Frage kommenden Gebieten wirksam 
zu einer Entlastung des Arbeitsmarktes beitra- 
gen können, sollten in verstärktem Umfang 
Starthilfen und Anreize geboten 
werden. Als solche kämen in Betracht: 

Bevorzugte Abschreibungsmöglichkeiten, 
Umsatzsteuerbefreiung oder -nachlaß, 

Variierung der Einkommensteuer mit einem 
Gefälle, das die Nachteile der sogenannten 
„Revierferne" wenigstens in etwa ausgleicht, 
Frachtvergünstigungen. 
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Die Kommission ist wiederholt darauf aufmerk- 
sam gemacht worden, daß die Ansiedlung von 
Industriebetrieben oft durch einen Mangel an 
angemessenen Wohnungen für die Spezial- 
und Führungskräfte erschwert wird; vor allem 
aber könnte der Vermittlungsausgleich (vgl. 
die diesbezüglichen Ausführungen) sicherlich in- 
tensiviert und erleichtert werden, wenn für die 
in Frage kommenden Kräfte in den Bedarfszen- 
tren hinreichender Wohnraum zur Verfügung 
stünde oder jedenfalls schnell erstellt werden 
könnte. Die Kommission erinnert daran, daß 
von seiten der Bundesanstalt bereits Überlegun- 
gen, ob und inwieweit die Bundesanstalt aus 
ihren Mitteln zur Förderung solcher Wohnungs- 
baumaßnahmen beitragen könnte, angestellt 
worden sind. Der Verwaltungsrat der Bundes- 
anstalt hatte als Ergebnis dieser Überlegungen 
bereits im Jahre 1956 „Richtlinien für die För- 
derung des Baues von Arbeitnehmerwohnungen 
zur Verhütung und Beendigung der Arbeits- 
losigkeit“ beschlossen und für diesen Zweck 
60 Millionen DM in den Haushalt der Bundes- 
anstalt für 1956 eingesetzt; im Verlauf des Haus- 
haltsgenehmigungsverfahrens kam dieser An- 
satz jedoch damals in Fortfall. Zwar wird der | 
Facharbeiterwohnungsbau in einem gewissen | 
Umfang im Rahmen der Vermögensanlage aus 
Mitteln der Bundesanstalt gefördert. Die Bun- 
desregierung sollte aber prüfen, ob der Gedanke 
einer Förderung des Arbeitnehmerwohnungs- 
baues aus Haushaltsmitteln der Bundesanstalt, 
gegebenenfalls mit der speziellen Zielrichtung, 
die Arbeitslosigkeit älterer Arbeitnehmer zu be- 
seitigen, wieder aufgegriffen werden kann; es 
wäre dann Sache des Verwaltungsrats der Bun- 
desanstalt, die entsprechenden Beschlüsse zu 
fassen. 

Möglichkeiten einer Strukturverbesserung dürf- 
ten weiterhin in einem organischen Ausbau der 
bereits ansässigen Betriebe liegen. Auch eine 
Förderung solcher Betriebe sollte man ins Auge 
fassen, soweit dadurch geeignete zusätzliche 
Arbeitsplätze geschaffen werden. 

Vorschläge und Anregungen an den Verwal- 
tungsrat und den Vorstand der Bundesanstalt 

In einigen der besuchten Bezirke ist unter 
anderem auch auf die Bedeutung der Maß- 
nahmen der wertschaffenden Ar-j 
beitslosenhilfe (vgl. die Ausführungen ! 
über die wertschaffende Arbeitslosenhilfe) für | 
die Strukturverbesserung hingewiesen wor- | 
den. Abgesehen davon, daß durch diese Maß- 
nahmen den dort noch vorhandenen Arbeits- 
losen wenigstens vorübergehend Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten geboten werden, können 
sie durch verkehrsmäßige und sonstige Auf- 
schließung von Gebieten mit dazu beitragen, die 
Voraussetzungen für eine künftige Industrie- 
ansiedlung zu schaffen. 

Nach einem Beschluß des Verwaltungsratsaus- 
schusses für die wertschaffende Arbeitslosen- 
hilfe können Mittel der verstärkten Förderung 
der wertschaffenden Arbeitslosenhilfe nur sol- 
chen Bezirken zugeteilt werden, die entweder 


zum Notstands- oder Zonenrandgebiet gehören 
oder in denen die Zahl der Arbeitslosen Ende 
September des letzten Jahres 4 v. H. oder mehr 
betragen hat. Da Notstandsarbeiter nicht als 
Arbeitslose gezählt, sondern den Beschäftigten 
zugerechnet werden, sind durch diese Regelung 
solche Bezirke benachteiligt, in denen die Ar- 
beitslosenquote nur deswegen den erwähnten 
Vomhundertsatz nicht überschreitet, weil ein 
Teil der Arbeitslosen als Notstandsarbeiter bei 
Maßnahmen der wertschaffenden Arbeitslosen- 
hilfe beschäftigt ist und dementsprechend sta- 
tistisch nicht als arbeitslos ausgewiesen wird. Ob- 
wohl der erwähnte Beschluß für Einzelfälle Aus- 
nahmeentscheidungen des Präsidenten der Bun- 
desanstalt zuläßt, sollte doch geprüft werden, 
ob nicht durch eine entsprechende Änderung 
von vornherein erreicht werden kann, daß Not- 
standsarbeiter bei der Zuteilung von verstärk- 
ter Förderung nicht als Beschäftigte gelten, da 
die jetzige Regelung gerade denjenigen Arbeits- 
ämtern Erschwerungen bringt, in deren Bereich 
Arbeitslose in größerer Zahl in Notstandsarbeit 
beschäftigt werden. *) 

Wo die örtlichen und bezirklichen Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten nicht ausreichen, bemühen 
sich die Dienststellen der Bundesanstalt um eine 
Vermittlung der Arbeitssuchenden in andere Be- 
zirke, in denen ein Kräftebedarf besteht (vgl. 
die Ausführungen zur Ausgleichsvermittlung). 
Zum Ausgleich der Mehrkosten, die solchen 
Arbeitnehmern durch die Trennung von ihrer 
Familie entstehen, können ihnen gemäß § 130 
AVAVG und nach den Richtlinien des Verwal- 
tungsrats zur Förderung der Arbeitsaufnahme 
Trennungsbeihilfen gewährt werden. 
Diese Leistung ist in der Regel jedoch bis zu 
einer Dauer von 26 Wochen befristet; der Direk- 
tor des Arbeitsamts kann eine Ausdehnung bis 
zu 39 Wochen, der Präsident des Landesarbeits- 
amts eine solche über diesen Zeitraum hinaus 
in besonderen Ausnahmefällen zulassen. Da es 
erfahrungsgemäß in der überwiegenden Zahl 
der Fälle ziemlich lange, oft 2 bis 3 Jahre dauert, 
bis auswärts beschäftigte Arbeitnehmer eine 
Familienwohnung am neuen Beschäftigungort 
erhalten, sollte geprüft werden, ob eine groß- 
zügigere Regelung möglich ist, die insbesondere 
den Arbeitsämtern einem größeren Spielraum 
für ihre Entscheidung läßt. Bei der Neufassung 
der Richtlinien zur Förderung der Arbeitsauf- 
nahme wird diesem Gesichtspunkt Rechnung zu 
tragen sein. 

In einigen der besuchten Bezirke ist die Frage 
aufgeworfen worden, ob nicht auch die Bundes- 
anstalt im Rahmen ihrer Vermögcnsan- 
1 a g e durch finanzielle Hilfen die Maßnahmen 
zur Strukturverbesserung unterstützen könne. 
Zwar sind die Möglichkeiten der Bundesanstalt 
im Vergleich zu dem Gesamtvolumen der für 
diesen Zweck aufzuwendenden öffentlichen Mit- 
tel gering; bei einem gezielten Einsatz können 

') Dieser Anregung hat der zuständige Ausschuß des Ver- 
waltungsrats der Bundesanstalt bereits durch einen in- 
zwischen gefaßten Beschluß Rechnung getragen.. 
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jedoch, wie die Erfahrungen aus früherer Zeit 
beweisen, durchaus spürbare Wirkungen auf 
einem begrenzten Arbeitsmarkt erzielt werden, 
wenn zugleich eine Koordinierung mit den 
Maßnahmen und Mitteln der anderen beteilig- ; 
ten Stellen gewährleistet ist. Der Vorstand der j 
Bundesanstalt hat dementsprechend bei Ver- j 
mögensanlagen bisher .stets die Zonenrand- und j 
sonstigen Notstandsgebiete, auch West-Berlin, j 
besonders berücksichtigt, sei es durch Bereit- j 
Stellung von Förderungsmitteln für den sozialen j 
Wohnungsbau, sei es auch durch Kredite für | 
Auftragsfinanzierung. Neuerdings hat der Vor- j 
stand der Bundesanstalt weitere Vermögensan- 
lagen zur Förderung von Maßnahmen für Zo- i 
nenrandgebiete und sonstige Förderungsgebiete i 
beschlossen; die Förderung erfolgt in Zusam- , 
menarbeit mit dem Interministeriellen Ausschuß ! 
der Bundesregierung für Notstandsgebietsfragen 
(IMNOS). Wiederholt hat der Vorstand aus An- j 
lagemittein der Bundesanstalt die Finanzierung j 
von zusätzlichen Aufträgen von Bundesbahn 
und Bundespost nach West-Berlin ermöglicht. 
Darüber hinaus sind kürzlich auch für andere 
Auftraggeber, die in der Lage sind, bevorzugt 
Arbeitsmöglichkeiten für ältere Angestellte zu 
schaffen, Anlagemittel bereitgestellt worden. | 
Der Vorstand wird sich, wenn die Finanzentwick- ! 
lung der Bundesanstalt weiterhin günstig bleibt, i 
in seiner Anlagepolitik auch weiterhin um eine 
positive Beeinflussung des Arbeitsmarktes durch 
Förderung der wirtschaftlich noch entwicklungs- 
fähigen Gebiete und sonstige geeignete An- 
lagen, die insbesondere dem Personenkreis der ! 
älteren Arbeitslosen zugute kommen sollen, zu 
bemühen haben. 

Empfehlungen an die Verwaltung 
der Bundesanstalt 

Solange es nicht gelingt, die Wirtschaftsstruktur j 
der bis jetzt benachteiligten Gebiete durchgrei- j 
fend zu verbessern, d. h. die Arbeitsplätze an 
die vorhandenen Arbeitskräfte heranzubringen, 
muß der umgekehrte Weg beschriften werden, | 
den Arbeitsuchenden Arbeitsplätze zu vermitteln, | 
die außerhalb ihres Wohnortes in den Bedarfs- j 
gebieten liegen (Vermittlungsaus - i 
gleich). Die Arbeitsämter haben in den vergan- j 
genen Jahren besondere Anstrengungen auf die- j 
sem Gebiet gemacht. Diese Bemühungen haben j 
zwar zu einer Entlastung des Arbeitsmarktes und 
einer Auflockerung der Restarbeitslosigkeit ge- | 
führt, andererseits jedoch auch bewirkt, daß sich 
unter den in den Abgabebezirken verbliebenen j 
Arbeitslosen der Anteil der älteren, im allgemei- j 
nen weniger leistungsfähigen Kräfte ständig er- j 
höhte, da verständlicherweise bei diesem Perso- 
nenkreis die Bereitschaft und die Fähigkeit, eine 
auswärtige Beschäftigung anzunehmen, gering ist. j 
Dennoch sollte bei geeigneten auswärtigen Be- 
schäftigungsmöglichkeiten auch der Personenkreis j 
der älteren Arbeitslosen immer wieder angespro- | 
eben werden, besonders dann, wenn es sich um 
Arbeitsplätze handelt, die ohne einen Wechsel 
des Wohnortes im Pendelverkehr erreicht 
werden können; einige Arbeitsämter haben in 


dieser Beziehung gute Erfahrungen gemacht. Wo 
wegen größerer Entfernungen ein tägliches Pen- 
deln nicht zugemutet werden kann, bleibt zu prü- 
fen, ob etwa die Möglichkeit eines Wochenend- 
pendelns gegeben ist. Die Kommission verkennt 
nicht, daß solche Bemühungen der Arbeitsämter 
mannigfachen Schwierigkeiten begegnen werden, 
so z. B. der Frage, von welcher Seite die oft nicht 
unerheblichen Fahrtkosten zu übernehmen 
sind. Einigen Arbeitsämtern ist es jedoch gelun- 
gen, in Zusammenarbeit mit Betrieben einen re- 
gelmäßigen Verkehr von Werkbussen zu organi- 
sieren, die die Arbeitskräfte von der Wohnung 
zur Arbeitsstätte und zurück befördern. Da die 
Betriebe nicht immer bereit und in der Lage sein 
dürften, solche zusätzlichenKosten zu tragen, sollte 
die Verwaltung prüfen, ob nicht die Möglichkeit 
besteht, zumindest einen Teil der Fahrkosten für 
eine gewisse Anlaufzeit aus Mitteln der Bundes- 
anstalt zu erstatten. 

Abgesehen von dieser Spezialfrage fielen der 
Kommission die außerordentlichen Unterschiede 
des Umfangs der Ausgleichsvermitt- 
lung in den einzelnen Abgabebezirken auf, die 
nur zum Teil aus der verschiedenartigen Stand- 
ortsituation dieser Bezirke (z. B. hinsichtlich der 
räumlichen Nähe zu einem Aufnahmebezirk) er- 
klärt werden. In diesen Unterschieden dürfte sich 
unter anderem auch der Grad der Initiative 
widerspiegeln, die die einzelnen Dienststellen auf 
diesem Gebiet bisher entwickelt haben. Die Kom- 
mission empfiehlt der Verwaltung, die in Frage 
kommenden Arbeitsämter daraufhin einmal zu 
überprüfen und ihnen nahezubringen, wie durch 
geeignete Methoden der Erfolg der Ausgleichsver- 
mittlung gesteigert werden kann. So haben z. B. 
einige Arbeitsämter recht gute Erfahrungen mit 
sogenannten Paten. Schaftsbeziehungen 
— systematisch ausgebauten Ausgleichsbeziehun- 
gen zwischen bestimmten Abgabe- und Auf- 
nahmearbeitsämtern — gemacht. 

Natürlich hängt der Erfolg der Ausgleichsbemü- 
hungen letztlich von der Ausgleichs Wil- 
ligkeit der Arbeitslosen ab. Diese erschien 
in einigen Bezirken verhältnismäßig gering; durch 
interessante Arbeitsangebote nach auswärts, die 
jetzt in ausreichendem Umfang vorhanden sein 
dürften, sollte der Ausgleichswille gefördert wer- 
den. 

Von seiten der Aufnahmebezirke ist zu berück- 
sichtigen, daß auswärtige Beschäftigungsange- 
bote am ehesten im Frühjahr Erfolg haben, weil 
sich oft im Laufe des Jahres auch am Ort ver- 
mehrte, wenn auch zum Teil nur zeitweilige Be- 
schäftigungsmöglichkeiten ergeben. 


2. Ursachen, die in der Person 
der Arbeitnehmer liegen 

Neben den unter Ziffer 1 behandelten standort- 
mäßigen Ursachen ist Arbeitslosigkeit älterer Arbeit- 
nehmer auch verursacht und ihre Beendigung er- 
schwert durch Bedingungen, die in der Person 
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der betreffenden Arbeitnehmer liegen. Nach den 1 
Feststellungen der Kommission ist deren Leistungs- 
fähigkeit regelmäßig nicht so stark vermindert, daß 
sie für den Arbeitsmarkt als nicht verfügbar gel- 
ten; in der Praxis kommt aber nur ein Bruchteil der 
freien Stellen für eine Besetzung durch solche Per- 
sonen in Betracht. Die erschwerte Vermittelbarkeit 1 
beruht in solchen Fällen nicht nur darauf, daß die 
körperliche Leistungsfähigkeit herabgesetzt ist, son- 
dern vor allem auch auf erheblichen Einschränkun- 
gen in der beruflichen Verwendbarkeit und in der 
Bindung an den Wohnort (mangelnde Mobilität). 
Zu einem großen Teil handelt es sich um Personen, 
die bereits seit längerer Zeit arbeitslos sind und 
infolgedessen berufliche Fähigkeiten und Fertig- 
keiten eingebüßt haben, ja sogar oft einer regel- 
mäßigen beruflichen Tätigkeit nahezu völlig ent- j 
wohnt sind. Hinzu kommen auch psychologische 
Ursachen: So zeigen sich z. B, in einem Arbeitsamts- 
bezirk viele ältere Arbeitslose an einer auswärtigen 
Beschäftigung wenig interessiert, weil sie auf eine 
baldige Wiedereinrichtung des dortigen Marine- 
arsenals hoffen, das ihnen früher gute Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten geboten hat. Auch örtlich ver- 
hältnismäßig niedrige Wohnungsmieten können die 
Bindung an den Wohnort verstärken. 

Was den Kreis der älteren arbeitslosen Angestell- | 
ten betrifft, so handelt es sich in einer Reihe von 
Fällen um Personen, die — meist durch Umstände 
der Kriegs- und Nachkriegszeit — in ein Angestell- 
tenverhältnis gelangt sind, ohne jedoch ihrer Vor- 
bildung, ihrer beruflichen Entwicklung und ihren 
Fähigkeiten nach als echte Angestellte angesehen 
werden können. Gerade diese Personen sind be- 
sonders schwer unterzubringen. 

a) Berufliche Bildungsmaßnahmen 

Als ein wirksames Mittel, die berufliche Leistungs- 
fähigkeit und damit die Vermittlungschancen von 
Arbeitslosen zu verbessern, haben sich berufliche 
Bildungsmaßnahmen seit Jahren bewährt. Die Kom- 
mission interessierte sich deswegen sehr dafür, in- 
wieweit die Dienststellen der Bundesanstalt solche 
Maßnahmen auch in den Dienst der Vermittlung 
älterer Arbeitsloser gestellt haben. Nach den hier- 
zu gegebenen Berichten werden berufliche Bildungs- 
maßnahmen überall als eine wirkungsvolle Hilfe 
gerade auch bei den Bemühungen um die Unter- 
bringung älterer Arbeitsloser angesehen. Jedoch 
sind Zahl, Umfang und fachliche Breite der in den 
einzelnen Bezirken durchgeführten Maßnahmen ; 
sehr unterschiedlich. Einige Arbeitsämter entwickel- 
ten bei der Einrichtung solcher Maßnahmen viel | 
Initiative und Phantasie; so werden zum Beispiel in 
einigen Bezirken besondere Eingewöhnungsmaß- 
nahmen, Vorbereitungslehrgänge und Feststellungs- 
maßnahmen — für Angestellte als Lehrgänge für j 
Büropraxis — durchgeführt, in denen Arbeitslose, 
die noch nicht die Voraussetzungen für die Ein- 
weisung in Fachkurse mitbringen, mit einfacheren 
Tätigkeiten vertraut gemacht und für die spätere 
Teilnahme an Fachlehrgängen vorbereitet werden. 
Daneben bestehen bei einigen Arbeitsämtern so- 


genannte Übungsfirmen, in denen Angestellten die 
Möglichkeit gegeben wird, ihre fachlichen Kennt- 
nisse durch praktische Arbeit aufzufrischen und zu 
erweitern. Ein beachtlicher Anteil der in solche 
Maßnahmen eingewiesenen Personen — darunter 
auch ältere Arbeitslose — konnte im Anschluß dar- 
an, teilweise sogar früher, in Dauerarbeitsverhält- 
nisse vermittel werden. Daneben erwiesen sich diese 
Maßnahmen auch als ein wirkungsvolles Hilfsmittel 
zur Prüfung der Verfügbarkeit für den Arbeitsmarkt. 

Empfehlungen an die Verwaltung 
der Bundesanstalt 

Nach den Beobachtungen der Kommission dürf- 
ten die Möglichkeiten für die Einrichtung von 
beruflichen Bildungsmaßnahmen, insbesondere 
auch von Ubungsfirmen, noch nicht in allen Be- 
zirken voll ausgeschöpft sein. In einigen Bezir- 
ken ist als Hinderungsgrund vor allem geltend 
gemacht worden, daß sich solche Maßnahmen 
nicht lohnten, weil die Teilnehmer mangels ge- 
eigneter Arbeitsplätze *im Bezirk kaum vermittelt 
werden könnten. Auch wenn die Verhältnisse so 
liegen, braucht dies kein zwingender Hinderungs- 
grund zu sein; es wäre dann zu prüfen, ob nicht 
berufliche Bildungsmaßnahmen für Berufe einge- 
richtet werden sollten, für die ein Kräftebedarf 
in anderen Bezirken besteht oder im eigenen Be- 
zirk in absehbarer Zeit zu erwarten ist. Wo die 
Einrichtung von beruflichen Bildungsmaßnah- 
men nicht vertretbar wäre, weil im eigenen Be- 
zirk keine hinreichende Teilnehmerzahl zustande 
käme, sollte die Teilnahme an derartigen Maß- 
nahmen den in Frage kommenden Arbeitslosen 
dadurch ermöglicht werden, daß sie — wie es in 
einigen Bezirken auch bereits geschieht — Ge- 
legenheit erhalten, an solchen Maßnahmen be- 
nachbarter Arbeitsämter teilzunehmen. Auch sollte 
stärker von der Möglichkeit der Beschickung zen- 
traler Lehrgänge mit Internatsunterbringung Ge- 
brauch gemacht werden. 

b) Maßmahmen der wertschaffenden 
Arbeitslosenhilfe 

(vgl. auch die Ausführungen zur wertschaffenden 
Arbeitslosenhilfe) 

Soweit in bestimmten Bezirken auf Grund der ge- 
gebenen Strukturverhältnisse auch heute noch Maß- 
nahmen der wertschaffenden Arbeitslosenhilfe 
durchgeführt werden, kommen diese Maßnahmen 
der Unterbringung älterer Arbeitsloser im allge- 
meinen nur selten zugute, da es sich, wie mehr- 
fach erwähnt, zumeist um Personen handelt, deren 
körperliche Leistungsfähigkeit herabgesetzt ist. Je- 
doch hat zum Beispiel ein großes Arbeitsamt mit 
der Einrichtung von Sondermaßnahmen der wert- 
schaffenden Arbeitslosenhilfe für ältere Arbeits- 
lose (Büro- und Gartenarbeiten) gute Erfahrungen 
gemacht; ein großer Teil der in diese Maßnahmen 
eingewiesenen Personen ist im Anschluß daran vom 
Träger in ein ordentliches Arbeitsverhältnis über- 
nommen worden. Die Möglichkeit der Einrichtung 
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solcher Maßnahmen sollte auch in anderen Berei- 
chen geprüft werden. 

Besondere Bedeutung hat das in Berlin laufende 
Angestelltennotstandsprogramm, das 
vom Berliner Senat getragen wird und an des- 
sen Finanzierung sich die Bundesanstalt mit Mitteln 
der wertschaffenden Arbeitslosenhilfe beteiligt. 
Dieses Notstandsprogramm ist neuerdings dadurch 
in den Vordergrund des Interesses gerückt, daß 
nach Feststellungen des Bundesrechnungshofs und 
der Verwaltung der Bundesanstalt ein Teil der bis- 
her durchgeführten Arbeiten nicht als zusätzlich im 
Sinne der Förderungsvorschriften für die wertschaf- 
fende Arbeitslosenhilfe angesehen werden kann. Bei 
ihrem Besuch in Berlin wurde die Kommission von j 
den zuständigen Berliner Stellen darauf hingewie- | 
sen, daß der Wunsch und die Notwendigkeit be- 
steht, das Programm uneingeschränkt aufrechtzu- 
erhalten und wenn möglich sogar zu erweitern. ' 
Dies scheint angesichts der Situation Berlins und 
der trotz günstiger wirtschaftlicher Entwicklung in 
Berlin immer noch verhältnismäßig großen Zahl 
älterer arbeitsloser Angestellter verständlich. Die 
Kommission machte darauf aufmerksam, daß die 1 
Bundesanstalt bei Gewährung von Mitteln der 
wertschaffenden Arbeitslosenhilfe an die dafür be- 
stehenden gesetzlichen Voraussetzungen gebunden j 
ist. Sie brachte jedoch gleichzeitig ihre Bereitschaft 
zum Ausdruck, auf das Anliegen Berlins im Ver- | 
waltungsrat und im Vorstand der Bundesanstalt 
hinzuweisen und die nachstehenden Vorschläge und 
Anregungen zu übermitteln. 1 

Vorschläge und Anregungen an den Ver- 
waltungsrat der Bundesanstalt 

Nach den Richtlinien des Verwaltungsrats der 
Bundesanstalt für die Grundförderung von Not- 
standsarbeiten im Rahmen der wertschaffenden 
Arbeitslosenhilfe dürfen Aufgaben, die im nor- 
malen Dienstbetrieb einer öffentlichen Verwal- 
tung zu erledigen sind, nicht aus Mitteln der 
wertschaffenden Arbeitslosenhilfe gefördert wer- > 
den. ! 

Von Berliner Seite wurde zu bedenken gegeben, | 
ob man nicht zumindest auch dann Pflicht- 
aufgaben als förderungsfähig im ! 
Sinne von § 140 Abs. 2 AVAVG anerkennen 
könne, wenn es sich um aufschiebbare Pflicht- j 
aufgaben handele. Die Kommission bezweifelt, j 
ob diesem Vorschlag im Hinblick auf die gesetz- j 
liehen Vorschriften entsprochen werden kann, j 
befürwortet jedoch eine Prüfung dieser Frage 1 
durch den Verwaltungsrat. 

Von der Verwaltung wird erwogen, dem Ver- j 
waltungsrat eine Anhebung des Grund - j 
förderungs satzes für Angestell- j 
tenmaßnahmen im Rahmen der wertschaf- j 
fenden Arbeitslosenhilfe vorzuschlagen,- bei einer | 
Erhöhung des Grundförderungssatzes von bis jetzt 
6,50 DM auf etwa 8, — DM pro Notstandsarbeiter- 
tagewerk würde der durch eine Absetzung nicht 
förderungsfähiger Arbeiten im Berliner Angestell- 
tennotstandsprogramm entstehende finanzielle i 


Ausfall zumindest annähernd wieder ausgeglichen 
werden können. Aus der Sicht ihres Auftrags 
heraus empfiehlt die Kommission eine solche 
Regelung*). 

c) Eingliederungsbeihilfen und 
Anlernzuschüsse 

Nach den Berichten der Arbeitsämter konnten die 
Bemühungen um die Unterbringung der älteren 
Arbeitslosen nur in wenigen Einzelfällen durch Ge- 
währung von Anlernzuschüssen und Eingliederungs- 
beihilfen unterstützt werden, da diese Hilfsmöglich- 
keiten auf seiten der Arbeitgeber und Betriebe nur 
geringem Interesse begegnen. Nur bei einem der 
aufgesuchten Arbeitsämter konnte eine nennens- 
werte Anzahl von Arbeitslosen, darunter auch ältere 
Arbeitslose, mit Unterstützung von Eingliederungs- 
beihilfen und Anlernzuschüssen vermittelt werden. 
Die Hauptursache für das geringe Interesse der 
Arbeitgeber dürfte darin liegen, daß diese Leistun- 
gen, gemessen an dem damit für den einzelnen 
Betrieb verbundenen Aufwand, keinen genügenden 
Anreiz bieten. Größere Unternehmungen haben es 
im allgemeinen nicht nötig, auf solche Hilfen zu- 
rückzugreifen, kleinere scheuen das zeit- und 
arbeitsaufwendige Verfahren. Auch wird der Per- 
sonenkreis, der für Eingliederungsbeihilfen in Frage 
kommt, von vornherein durch die Beschränkung auf 
langfristig Arbeitslose stark eingeengt. 

Vorschläge und Anregungen an den Ver- 
waltungsrat der Bundesanstalt 

Es wird empfohlen, die Richtlinien über die Ge- 
währung von Anlernzuschüssen und Eingliede- 
rungsbeihilfen daraufhin zu prüfen, ob sie die im 
Gesetz gegebenen Möglichkeiten voll ausschöpfen. 
Es wäre zu erwägen, ob die Höchstdauer für die 
Gewährung von Anlernzuschüssen, die nach den 
Richtlinien bisher 26 Wochen beträgt, für be- 
stimmte Gruppen von Fällen, gegebenenfalls auch 
auf bestimmte Bezirke begrenzt, auf bis zu 52 Wo- 
chen ausgedehnt werden könnte. Auch eine Aus- 
dehnung der Höchstdauer und des Personenkreises 
für die Gewährung von Eingliederungsbeihilfen 
erscheint wünschenswert. Dazu bedürfte es aller- 
dings wohl einer Änderung des Gesetzes (§ 132 
AVAVG); diese sollte gegebenenfalls in der Rich- 
tung vorgenommen werden, daß es dem Verwal- 
tungsrat der Bundesanstalt überlassen bliebe, 
Bezirke und Personenkreis nach den jeweiligen 
Bedürfnissen des Arbeitsmarktes festzulegen**). 

*) Inzwischen hat der Verwaltungsrat der Bundesanstalt, 
dem Vorschlag der Verwaltung folgend, den Grund- 
förderungssatz für Notstandsarbeitertagewerke bei 
Maßnahmen für ältere Angestellte auf 7, — DM bei 
5-Tagewoche auf 8, — DM erhöht. 

**) Der Verwaltungsrat der Bundesanstalt hat inzwischen 
diese Anregung aufgegriffen. Auf seinen Vorschlag 
hat § 132 AVAVG durch das Dritte Änderungsgesetz 
zum AVAVG vom 28. Oktober 1960 (BGBL I S. 833) 
eine neue Fassung erhalten, die eine wesentlich ela- 
stischere Handhabung ermöglichen dürfte. 
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Empfehlungen an die Verwaltung 
der Bundesanstalt 

Es sollte geprüft werden, ob Anlernzuschüsse und 
Eingliederungsbeihilfen zeitlich nacheinander ge- 
lung würden die Arbeitgeber voraussichtlich eher 
koppelt werden können; bei einer solchen Rege- 
bereit sein, sich, wie für die Gewährung einer 
Eingliederungsbeihilfe vorgeschrieben, für die 
Dauer von mindestens 12 Monaten an den betref- 
fenden Arbeitnehmer zu binden. 

Nach dem Runderlaß 165/58 des Präsidenten der 
Bundesanstalt können unter anderem Probe- 
arbeitsverhältnisse — bei Angestellten bis zur 
Dauer eines Monats — in die Förderung durch 
Eingliederungsbeihilfen einbezogen werden; es 
wird angeregt zu prüfen, ob nicht Probearbeits- 
verhältnisse von älteren Angestellten bis zu 
einer Dauer von 3 Monaten gefördert werden 
könnten. 


insbesondere auch der langfristig Arbeitslosen, ver- 
bunden mit einer individuellen Beratung der 
Arbeitslosen durch besonders qualifizierte Fach- 
kräfte, vorgenommen (Runderlasse 16/55 und 116/55 
des Präsidenten der Bundesanstalt). Diese Sichtung 
ist in der späteren Zeit mehrfach wiederholt wor- 
den. Eingehende Weisungen für die Sichtung und 
Beratung wurden den Dienststellen der Bundes- 
anstalt mit den Runderlassen 263/55, 329/55, 345/55, 
39/58, 101/59 und 116/60 gegeben. Bei allen diesen 
Maßnahmen kommt es allerdings nicht in erster 
Linie auf die Einstellung der Unterstützungszahlung, 
sondern auf die Förderung der Selbst- 
hilfe und Eigeninitiative des Ar- 
beitslosen an, zumal das Arbeitsamt ver- 
pflichtet bleibt, unabhängig vom Leistungsbezug 
den betroffenen Arbeitslosen weiterhin als arbeit- 
suchend zu führen und die Bemühungen um eine 
Vermittlung fortzusetzen. 


Der Propagierung der Förderungsmöglichkeiten 
in Form von Anlernzuschüssen und Eingliede- 
rungsbeihilfen gegenüber den Arbeitgebern 
sollte besondere Aufmerksamkeit gewidmet 
werden. Ein Arbeitsamt hat beispielsweise zu 
diesem Zweck ein kleines Faltblatt entworfen, 
in dem die Vorteile der Inanspruchnahme sol- j 
eher Hilfen durch den Arbeitgeber in anschau- j 
lieber Weise dargestellt sind; das Faltblatt wird ! 
unter anderem auch den Arbeitslosen zur Vor- 
stellung beim Arbeitgeber mitgegeben. Die Kom- 
mission nimmt an, daß Anlernzuschüsse und Ein- 
gliederungsbeihilfen doch noch in vermehrtem 
Umfang in Anspruch genommen würden, wenn 
es mit Hilfe dieser und ähnlicher Maßnahmen 
gelänge, die Arbeitgeber noch mehr als bisher 
mit diesen Möglichkeiten und ihren Vorteilen 
bekanntzumachen. 

d) Fragen der Verfügbarkeit für den 
Arbeitsmarkt und des Arbeits- 
willens 

Bei einem gewissen Teil der älteren Arbeitslosen 
muß es fraglich erscheinen, ob ihre Arbeitsbereit- 
schaft echt und Verfügbarkeit für den Arbeitsmarkt 
noch gegeben ist. Da jedoch gerade in den Bezirken, 
in denen noch eine gewisse Arbeitslosigkeit be- 
steht, infolge der begrenzten Zahl offener Stellen 
Arbeitsangebote nicht in dem wünschenswerten 
Umfang gemacht werden können, ist es sehr schwie- 
rig, diese Frage im Einzelfall zu klären. Der Kom- i 
mission ist versichert worden, daß die Arbeitsämter j 
dennoch ständig bemüht sind, die Echtheit des j 
Arbeitswillens zu prüfen und gegebenen- , 
falls, wenn der Tatbestand des § 147 Abs. 2 AVAVG i 
gegeben ist, die entsprechenden Konsequenzen zu j 
ziehen, indem der Leistungsbezug eingestellt wird; 
insbesondere werden auch die langfristig Arbeits- 
losen unter Hinweis auf die gesetzlichen Vorschrif- | 
ten zu eigenen Bemühungen um die Erlangung einer . 
Beschäftigung aufgefordert. Unter diesen Gesichts- 
punkten haben die Arbeitsämter auf Weisung des 
Präsidenten der Bundesanstalt bereits Anfang 1955 j 
eine Sichtung der damals noch vorhandenen, j 


Empfehlungen an die Verwaltung 
der Bundesanstalt 

Die Feststellung, ob jemand ernstlich bereit ist, 
Arbeit anzunehmen, wird oft dadurch erschwert, 
daß Arbeitgeber, welche vom Arbeitsamt vor- 
geschlagene Personen nicht einstellen, auf der 
Vermittlungskarte die eigentlichen Gründe da- 
für — die oftmals im Auftreten und in einschrän- 
kenden Bemerkungen des Arbeitslosen zum Aus- 
druck kommen — nicht angeben, sich vielmehr 
auf vage Formulierungen beschränken oder in 
Einzelfällen sogar geneigt sind, Gefälligkeits- 
bescheinigungen zu erteilen. Die Angaben des 
Arbeitgebers sind aber nur dann für das Ar- 
beitsamt von Wert, wenn sie klar und wahr- 
heitsgemäß den Sachverhalt wiedergeben*). 

Die Kommission richtete ihrerseits insbesondere 
an die Vertreter der Arbeitgeber in den Ver- 
waltungsausschüssen die Bitte, die Arbeitgeber- 
schaft auf die Notwendigkeit richtiger Angaben 
in der Vermittlungskarte aufmerksam zu machen. 
Die Verwaltung sollte zu gegebener Zeit durch 
Rückfrage bei den Dienststellen ermitteln, ob 
in dieser Beziehung noch Schwierigkeiten be- 
stehen oder nicht. 

Die Arbeitsämter haben — wie bereits erwähnt — 
in der letzten Zeit den Personenkreis der lang- 
fristigen Leistungsempfänger — der weitgehend 
mit dem der älteren Arbeitslosen identisch ist — 
im Zuge wiederholter Sichtungen durchleuchtet. 
Darüber hinaus haben einige Arbeitsämter von 
sich aus durch besondere Aktionen die Auf- 
merksamkeit und die zur Verfügung stehenden 
organisatorischen und personellen Mittel von 
Zeit zu Zeit auf die Vermittlung der älteren 


) Inzwischen hat der Präsident der Bundesanstalt mit 
Runderlaß 7/60 eine neue Vermittlungskarte einge- 
führt, die textlich so gestaltet ist, daß bei Nichtein- 
stellung die Angabe der Gründe konkret und voll- 
ständig erfolgt; außerdem ist es dem Arbeitgeber 
freigestellt, die Vermittlungskarte durch den Arbeit- 
suchenden oder auf dem Postweg an das Arbeitsamt 
zurückzugeben. Damit ist dieser Empfehlung, soweit 
sie sich an die Verwaltung der Bundesanstalt richtet, 
bereits Rechnung getragen. 


12 



Drucksache 2453 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Arbeitslosen konzentriert. Hierbei schalteten 
sich weitgehend die Führungskräfte auch in die 
Bearbeitung der Einzelfälle ein. überhaupt 
scheint es nach den Beobachtungen der Kom- ! 
mission zweckmäßig zu sein, besondere o r g a - j 
nisatorische Vorkehrungen für die \ 
Vermittlung älterer Arbeitsloser zu treffen. So 
sollte zum Beispiel sichergestellt werden, daß auch I 
solche Vermittlungsmöglichkeiten wahrgenom- 
men werden können, die sich außerhalb der Ver- 
mittlungsstelle ergeben, in der der Betreffende 
geführt wird. Dies könnte durch einen engen 
Kontakt der einzelnen Vermittlungsstellen unter- 
einander und einen Austausch geeigneter Ar- ! 
beitgeberaufträge erreicht werden, wie es be- 
reits bei einigen Arbeitsämtern mit Erfolg ; 
gehandhabt wird. In einem großen Arbeitsamt 
sind zu diesem Zweck innerhalb der Vermitt- 
lung sogenannte „beratende Ausschüsse" ge- 
bildet worden, die von Zeit zu Zeit Vermitt- 
lungsmöglichkeiten für ältere Arbeitslose be- 
sprechen. Ferner legt das Arbeitsamt besonderen 
Wert darauf, den Arbeitslosen vor der Vorstel- 
lung über die Eigenart des Betriebes, das Be- 
triebsklima usw., wie auch umgekehrt die Perso- 
nalleiter der Betriebe über den Arbeitslosen, zu 
unterrichten, so daß Schwierigkeiten, die er- 
fahrungsgemäß früher oft von dieser Seite her 
entsfanden sind, vermieden werden. Diese Me- 
thoden werden zur Nachahmung empfohlen. 

e) Vermittlung von Angestellten 
in gewerbliche Beschäftigung 

Wie bereits erwähnt, befinden sich unter den 
arbeitslosen Angestellten Personen, die nach ihrem 
vorbildungsmäßigen und beruflichen Werdegang 
nicht als Angestellte im eigentlichen Sinne an- 
zusehen und dementsprechend in Angestellten- 
berufe schwer zu vermitteln sind; auch gibt es 
langfristig arbeitslose Angestellte, deren fachliche 
Kenntnisse so veraltet sind, daß sie in ihrem Fach 
praktisch nicht mehr tätig sein können. Die Kom- 
mission hat deswegen bei den besuchten Arbeits- 
ämtern die Frage gestellt, ob die Vermittlungs- 
bemühungen für solche Personen in Ermangelung 
geeigneter Beschäftigungsmöglichkeiten im Ange- 
stelltenverhältnis (gewisse einfache Angestellten- 
tätigkeiten kämen auch für den genannten Per- 
sonenkreis noch in Betracht) auch auf gewerbliche 
Tätigkeiten ausgedehnt worden seien .Dies ist all- 
gemein bestätigt worden, allerdings unter Hinweis 
auf die Schwierigkeiten, die nur in Einzelfällen ; 
solche Bemühungen erfolgreich sein ließen-. Sie I 
scheitern meist von vornherein an der herabgesetz- | 
ten körperlichen Leistungsfähigkeit; eine große 
Rolle spielt aber auch die Furcht vor einem angeb- 
lichen sozialen Abstieg, die die Betreffenden ver- 
anlaßt, Angeboten gewerblicher Beschäftigung unter 
den verschiedensten Vorwänden auszuweichen. 

Empfehlungen an die Verwaltung 
der Bundesanstalt 

Die Kommission verkennt nicht die psychologi- 
schen Schwierigkeiten, die einer Vermittlung 


bisheriger Angestellter in gewerblicher Beschäf- 
tigung entgegenstehen. Wo es jedoch auf län- 
gere Sicht unmöglich ist, ältere arbeitslose An- 
gestellte in Angestelltentätigkeiten zu vermit- 
teln, wäre es nicht vertretbar, sich mit der 
Dauerarbeitslosigkeit solcher Personen abzu- 
finden. Es muß deswegen alles versucht werden, 
sie davon zu überzeugen, daß sie nur dann die 
Chance haben, wieder in Arbeit zu kommen, 
wenn sie nicht auf einer Angestelltentätigkeit 
bestehen. Ein großes Arbeitsamt hat einigen Er- 
folg damit gehabt, körperlich geeigneten arbeits- 
losen Angestellten zu Beginn der Bausaison eine 
— eventuell befristete — Beschäftigung im Bau- 
gewerbe anzubieten, wobei ihnen jedoch gleich- 
zeitig zugesichert wurde, daß sie weiterhin in der 
Angestelltenvermittlung geführt werden; auf 
diese Weise war es möglich, den Angestellten 
einen Arbeitsplatz zu vermitteln, ohne daß sie 
ihren Status als Angestellte verloren. Es sollte 
geprüft werden, ob diese Art der Arbeitsvermitt- 
lung auch den übrigen Dienststellen der Bundes- 
anstalt empfohlen werden kann. 


3. Ursachen, die in der Haltung 
der Arbeitgeber liegen 

Eine der entscheidenden Voraussetzungen für die 
Lösung des Problems der älteren Arbeitslosen ist 
die Bereitschaft der Arbeitgeber einschließlich der 
öffentlichen Verwaltungen, solche Personen einzu- 
stellen. In Erkenntnis dessen haben sich in der Ver- 
gangenheit die Bundesregierung und die Arbeit- 
gebervereinigungen in einer Reihe von Appellen 
an die Arbeitgeberschaft gewandt mit der Bitte, 
sich den Bemühungen um die Unterbringung älterer 
Arbeitsloser aufgeschlossen zu zeigen. Die Gewerk- 
schaften haben sich ihrerseits mit entsprechenden 
Aufrufen an die Öffentlichkeit gewandt. Auch die 
Dienststellen der Bundesanstalt haben durch Rund- 
schreiben, Kinoreklame und ähnliche allgemein 
werbende Maßnahmen versucht, die Bereitschaft 
der Arbeitgeber, ältere Arbeitslose einzustellen, zu 
erhöhen. Die Kommission zweifelt nicht an der Auf- 
richtigkeit des Wollens, von dem diese Bemühun- 
gen getragen sind, ist jedoch der Meinung, daß die 
praktischen Wirkungen solcher ungezielten Maß- 
nahmen nicht überschätzt werden sollten. 

i Allgemein zeigen sich -die Arbeitgeber dem Prob- 
lem gegenüber aufgeschlossen. Die Kommission ge- 
langte allerdings bei ihren Besuchen zu dem Ein- 
druck, daß ein Teil der Arbeitgeber die Beschäfti- 
gung älterer Arbeitnehmer immer noch nicht vor- 
urteilsfrei beurteilt. Insbesondere in Bezirken, in 
denen noch kein ausgesprochener Kräftemangel 
herrscht, ziehen die Arbeitgeber bei Einstellung 
von Personal eindeutig jüngere Kräfte vor. Zur 
Begründung verweisen sie — neben der immer wie- 
der anzutreffenden allgemeinen Argumentation, 
jüngere Kräfte seien leistungsfähiger, anpassungs- 
fähiger, weniger krank und letzten Endes auch bil- 
liger — vielfach auf eine Überalterung ihrer Beleg- 
schaften, die es nicht erlaube, zusätzlich noch ältere 
Kräfte einzustellen. 
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Auffallend sind die Unterschiede in der Auf - ! 
nahmebereitschaft der öffentlichen j 
Verwaltung: Während in einigen Bezirken j 
— wie etwa in Berlin und Hamburg — insbeson- 
dere die kommunalen Stellen in dieser Beziehung 
eine vorbildliche Aufgeschlossenheit zeigen, läßt die 
Haltung der öffentlichen Hand in anderen Berei- 
chen sehr zu wünschen übrig; auch hier wird — 
neben stellenplanmäßigen Bindungen und Belastun- 
gen aus dem Gesetz zu Artikel 131 des Grund- 
gesetzes — meist eine Überalterung des vorhan- 
denen Personals vorgeschützt; in Wirklichkeit be- 
trug der Altersdurchschnitt in dem Falle einer Be- 
hörde 45 Jahre, was die Kommission zu dem Hin- 
weis veranlaßte, daß ein solcher Altersdurchschnitt 
kaum zu begründen vermöchte, die Einstellung 
älterer Kräfte abzulehnen. 

In einigen Bezirken waren an den Aufbau der 
Bundeswehr und die Einrichtung von Dienststellen 
des Bundesministeriums für Verteidigung gewisse 
Erwartungen hinsichtlich einer Übernahme von 
älteren Arbeitslosen geknüpft worden; jedoch ist 
eine nennenswerte Entlastung des Arbeitsmarktes j 
durch diese Dienststellen nicht eingetreten, da ihr ! 
Ausbau nur verhältnismäßig langsam vonstatten ' 
geht und die nicht sehr zahlreichen Dienstposten, j 
die für ältere Kräfte in Frage kommen, in der i 
Mehrzahl von vorherein bereits durch Personen 
besetzt jsind, die Ansprüche nach dem Gesetz zu j 
Artikel 131 des Grundgesetzes und ähnliche An- j 
Sprüche haben, 

Vorschläge und Anregungen an die Bundes- 
regierung 

Es ist bekannt, daß die Bundesregierung auch 
ihren Dienststellen in der Vergangenheit bereits 
mehrfach nahegelegt hat, bei der Einstellung 
von Personal ältere Arbeitslose zu berücksich- 
tigen. Wie bereits ausgeführt, zeigen die öffent- 
lichen Verwaltungen — darunter auch Dienst- 
stellen des Bundes — jedoch nicht überall die 
beispielgebende Aufgeschlossenheit, die gerade 
von ihnen in dieser Hinsicht erwartet werden 
muß. Die Bundesregierung sollte deswegen 
ihren Dienststellen empfehlen, sich bei Personal- 
bedarf möglichst weitgehend zunächst an die j 
Dienststellen der Bundesanstalt zu wenden, da- 
mit diese Gelegenheit erhalten, geeignete ältere 
Arbeitslose vorzuschlagen. Den anderen Berei- 
chen der öffentlichen Verwaltung, insbesondere 
den Ländern und den kommunalen Spitzenver- ; 
bänden, sollte empfohlen werden, entsprechend ; 
zu verfahren, In diesem Zusammenhang wird ! 
auf die von der Deutschen Bundesbahn getrof- | 
fene Regelung hingewiesen, die auch für andere ; 
Stellen der öffentlichen Verwaltung als Anhalt | 
dienen könnte. ; 

Von einem Arbeitsamt ist darauf aufmerksam 
gemacht worden, daß der Bundesminister für 
Verteidigung durch einen Erlaß vom 28. Juli 
1958 festgelegt hat, welche Personen in seinem 
Dienstbereich bevorzugt einzustellen sind; in 
diesem Erlaß werden in der Reihenfolge der ein- j 


zelnen Personengruppen erst an letzter Stelle 
die älteren Angestellten genannt. Eine Über- 
prüfung wird angeregt. 

Empfehlungen an die Verwaltung 
der Bundesanstalt 

Wenngleich nach Ansicht der Kommission der 
individuellen Bemühungen um den Einzelfall ge- 
genüber Werbeaktionen allgemeiner Art der 
Vorzug zu geben ist, sollten die Dienststellen 
der Bundesanstalt doch nicht auf eine ge- 
zielte Aufklärungsarbeit gegenüber 
den Arbeitgebern und der Öffentlichkeit ver- 
zichten. Es bliebe auch zu erwägen, ob man nicht 
die Beteiligten durch Rundfunk und Fernsehen 
in wirksamer Weise ansprechen könnte. Nach- 
ahmenswert erscheint es, wenn zum Beispiel bei 
einigen Arbeitsämtern Führungskräfte die Ge- 
legenheit von Referaten in Veranstaltungen der 
Arbeitgeberschaft benutzen, um ihr die Situa- 
tion der älteren Arbeitslosen immer wieder 
darzulegen, gleichzeitig aber auch davon zu 
überzeugen, daß die Beschäftigung von älteren 
Kräften für den Betrieb durchaus nicht unvor- 
teilhaft zu sein braucht. Die Arbeitgebervertre- 
ter in den Selbstverwaltungsorganen der Bun- 
desanstalt sind berufen, in den ihnen zugäng- 
lichen Kreisen ebenfalls aufklärend zu wirken. 
In einigen Bezirken, vor allem dort, wo eine 
größere Zahl von Großunternehmungen besteht, 
scheitern die Bemühungen um die Vermittlung 
älterer Arbeitsloser oftmals an dem Vorhanden- 
sein betrieblicher Versorgungs- 
einrichtungen. Von der Aufnahme älterer 
Kräfte in solche Betriebe wird meist eine er- 
hebliche Belastung dieser Einrichtungen be- 
fürchtet; auch Betriebe mit eigenen Betriebs- 
krankenkassen sind aus dem gleichen Grunde 
zurückhaltend. Selbst dann, wenn der Arbeit- 
geber einstellungsbereit ist, widerspricht manch- 
mal die Betriebsvertretung. Von einem Arbeit- 
nehmervertreter im Verwaltungsausschuß eines 
Arbeitsamtes ist empfohlen worden, die zustän- 
dige Gewerkschaft zu verständigen und um ihre 
Vermittlung gegenüber dem Betriebsrat zu bit- 
ten, wenn im Einzelfall die Einstellung eines 
älteren Arbeitslosen etwa auf diese Weise ge- 
fährdet sein sollte. 

Die Kommission hat zunächst erwogen, ob sie 
die Gewährung von Zuschüssen an be- 
triebliche Versorgungseinrich- 
tungen aus Mitteln der Bundesanstalt Vor- 
schlägen solle, um Schwierigkeiten aus dieser 
Richtung zu überbrücken. Sie ist jedoch zu dem 
Ergebnis gekommen, daß die damit verbunde- 
nen finanziellen Belastungen für die Bundes- 
anstalt nicht tragbar wären. Zudem dürfte das 
Problem keine wachsende Bedeutung haben, da 
die Unternehmungen im allgemeinen keine 
neuen betrieblichen Versorgungseinrichtungen 
bilden, sondern zum Teil der Höherversicherung 
in der allgemeinen Rentenversicherung den 
Vorzug geben. 
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4. Ursachen, die in der Rentengesetzgebung liegen j 

Unter den älteren Arbeitslosen befindet sich eine ! 
nicht unerhebliche Zahl von Personen, die auf ; 
Grund der Rentenneuregelungsgesetze das söge- j 
nannte vorgezogene Altersruhegeld j 
(vom 60. Lebensjahr an) beantragen wollen, dazu i 
aber den Nachweis benötigen, mindestens ein Jahr j 
vorher arbeitslos gewesen zu sein (§ 1248 RVO 
und § 25 des Angestelltenversicherungsgesetzes). 
Diese Personen melden sich also beim Arbeitsamt 
als arbeitsuchend, obwohl es ihnen offensichtlich 
nicht auf eine Beschäftigung, sondern auf die Ge- 
währung einer Rente ankommt. Den Arbeitsämtern 
entsteht dadurch unnütze Verwaltungsarbeit, die 
Zahl der älteren Arbeitslosen wird verfälscht; auch 
wird den betroffenen Arbeitnehmern ein unaufrich- | 
tiges Verhalten zugemutet. ! 

Vorschläge und Anregungen an die Bundes- 
regierung 

Die Kommission hat bereits anläßlich der Be- j 
sprechung mit Vertretern des Bundesministe- ' 
riums für Arbeit und Sozialordnung am ■ 
21. August 1959 auf die oben dargestellte wider- j 
spruchsvolle und unbefriedigende Regelung auf- j 
merksam gemacht und insoweit eine Korrektur 
der Rcntenneuregelungsgesetze angeregt. Diese 
Anregung wird hiermit bestätigt und wiederholt. 


5. Sonderproblem der Arbeitslosigkeit 
älterer weiblicher Arbeitnehmer 

Der Anteil der älteren arbeitslosen Frauen an der 
Gesamtzahl der älteren Arbeitslosen ist durchweg 
verhältnismäßig hoch; er beträgt in manchen Be- 
zirken mehr als die Hälfte. Diese Erscheinung wirft 
die Frage nach einem Sonderproblem der älteren 
weiblichen Arbeitslosen auf. Die Ursachen dafür 
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sind vielfältig. Nach den Beobaditungen der Kom- 
mission dürften sie vor allem in der wirtschaft- 
lichen Struktur und in der Struktur der Betriebe 
liegen, zum Teil aber auch in der Eigenart des Per- 
sonenkreises. Die Betriebe, die für die Beschäfti- 
gung von Frauen in Frage kommen, sind vielfach 
nicht bereit, sich auf die Bedürfnisse älterer Frauen 
einzustellen, solange sie noch auf ein ausreichen- 
des Angebot junger, voll leistungsfähiger Kräfte 
zurückgreifen können. Es läßt sich jedoch schon 
jetzt erkennen, daß der anhaltende Kräftemangel 
sie mehr und mehr veranlassen wird, sich auch be- 
züglich der Beschäftigung älterer Frauen der Situa- 
tion anzupassen (zum Beispiel durch Einrichtung 
von Teilzeitarbeit, ferner durch Entwicklung von 
Arbeitsmethoden, welche die Leistungsfähigkeit 
älterer Frauen berücksichtigen); einige Betriebe 
wirken hier bereits als Schrittmacher. 

Bei den arbeitslosen älteren Arbeitnehmerinnen 
handelt es sich in vielen Fällen um berufsunge- 
wohnte und berufsentwöhnte Frauen, ältere Haus- 
frauen usw., deren Vermittlung besonders schwie- 
rig ist, weil geeignete Stellen nicht ohne weiteres 
zur Verfügung stehen. Die Hauptstelle der Bundes- 
anstalt hat nunmehr die Arbeitsämter beauftragt, 
in ihren Bezirken Berufs- und Arbeitsmöglichkeiten 
für ältere Frauen, insbesondere solche, die keine 
ordnungsgemäße Ausbildung voraussetzen, ausfin- 
dig zu machen und mitzuteilen; eine Zusammen- 
stellung der auf diese Weise ermittelten Berufs-, 
und Arbeitsmöglichkeiten soll allen Arbeitsämtern 
als Anregung für die weiteren Bemühungen um die 
Unterbringung älterer arbeitsloser Frauen zur Ver- 
fügung gestellt werden. 

Die Bundesanstallt sollte die weitere Entwicklung 
auf diesem Gebiet besonders aufmerksam beobach- 
ten und Betriebe, die sich für eine Beschäftigung 
älterer Frauen aufgeschlossen zeigen, im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten weitgehend unterstützen. 


III. Hilfestellung der Selbstverwaltungsorgane der Bundesanstalt 


Wie die Kommission feststellen konnte, hat das 
Problem der älteren Arbeitslosen die Verwaltungs- 
ausschüsse der Arbeitsämter und Landesarbeits- 
ämter, in deren Bereichen es eine Rolle spielt, 
wiederholt beschäftigt. Naturgemäß hatten diese 
Aussprachen mehr informatorischen Charakter; sie 
waren jedoch insofern sicherlich von Wert, als sie 
die Aufmerksamkeit der Beteiligten auf das Problem 
lenkten und so zumindest mittelbar einen günstigen 
Einfluß hatten. Die Kommission empfahl den Ver- 
waltungsausschüssen, sich weiterhin dieser Frage 
mit der Blickrichtung auf die im Bezirk gegebenen 
praktischen Möglichkeiten anzunehmen. Sie hofft 
auch, durch die mit den Vertretern der Verwaltungs- 
ausschüsse der besuchten Dienststellen geführten 
Gespräche für die künftigen Aussprachen über das 
Thema eine Reihe von konkreten Ansatzpunkten 
geliefert zu haben. Wie aus inzwischen vorliegen- 
den Sitzungsprotokollen zu entnehmen ist, haben 
die Verwaltungsausschüsse mehrerer Arbeitsämter 


bereits die Frage in dem von der Kommission auf- 
gezeigten Sinne erörtert. Als weitere Anhalts- 
punkte können den Verwaltungsausschüssen die in 
diesem Bericht enthaltenen Hinweise und Anre- 
gungen dienen. 

Die Kommission hat die Aussprachen mit den Re- 
präsentanten der Verwaltungsausschüsse gleich- 
zeitig aber auch dazu benutzt, besonders den Ver- 
tretern der Arbeitgeber nahezulegen, die Bemühun- 
gen der Verwaltung um die Unterbringung von älte- 
ren Arbeitslosen zu unterstützen. Dies kann allge- 
mein auf die Weise geschehen, daß sich die Arbeit- 
geber bei einem Bedarf an Kräften möglichst an das 
Arbeitsamt wenden, damit es Gelegenheit erhält, 
gegebenenfalls auch ältere Arbeitslose vorzu- 
schlagen; in einigen Arbeitsamtsbezirken dürfte die 
verhältnismäßig hohe Zahl von älteren Arbeitslosen 
zum Teil auf die geringe Einschaltung des Arbeits- 
amts bei der Fluktuation zurückzuführen sein. Dar- 
über hinaus sollten die Vertreter der Arbeitgeber 
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in den Selbstverwaltungsorganon der Bundesanstalt 
ihren unmittelbaren Kontakt zur Arbeitgeberschaft 
auch benutzen, besonders schwierige Einzelfälle 
zusammen mit der Verwaltung zu lösen. In einigen 
der aufgesuchten Arbeitsämter ist es durch ein 
enges Zusammenwirken zwischen den Mitarbeitern 
der Verwaltung und Angehörigen des Verwaltungs- 
ausschusses gelungen, eine Reihe von älteren 
Arbeitslosen wieder in Arbeit zu bringen. Bei einem 
großen Arbeitsamt werden den in Frage kommen- 
den Mitgliedern des Verwaltungsausschusses regel- 
mäßig solche schwierigen Fälle vorgelegt, wobei in 
einer Unterlage alle wesentlichen Merkmale ver- 


I zeichnet sind; durch dieses Material werden die 
| Bemühungen der Verwaltungsausschußmitglieder 
1 erleichtert. 

Die Kommission hält es für notwendig, daß der 
| Verwaltung bei den Bemühungen um die Unter- 
; bringung älterer Arbeitsloser von seiten der Selbst- 
| Verwaltungsorgane — auch in Einzelfällen — eine 

Hilfestellung gegeben wird. An die Vorsitzenden 
j der Verwaltungsausschüsse der betreffenden Ar- 
j beitsämter und Landesarbeitsämter ergeht die Bitte, 
: bei Wahrnehmung ihrer Funktion besonders darauf 
j zu achten, daß dem Problem der älteren Arbeits- 
| losen gebührende Aufmerksamkeit gewidmet wird. 


IV. Sdilußbetraditung 


Zu der Verwendung des Begriffs „ältere Arbeit- 
nehmer" bzw. „ältere Arbeitsloser" in Statistiken 
usw. ist von einem Arbeitsamtsdirektor die grund- 
sätzliche Frage aufgeworfen worden, ob es heute, 
in einer Zeit des Kräftemangels und der zunehmen- 
den Bereitschaft der Arbeitgeber, auch ältere Kräfte 
einzustellen, überhaupt noch angebracht sei, bereits 
vom 45. Lebensjahr ab von „älteren Arbeitnehmern" 
zu sprechen. Schon diese Bezeichnung wirke sich 
im Bewußtsein der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
oft ungünstig aus. Es wäre zum Beispiel denkbar, 
in statistischen Erhebungen usw. künftig nur solche 
Personen als „ältere Arbeitnehmer" zu bezeichnen, 
die das 50. oder sogar 55. Lebensjahr vollendet 
haben. 

Die Kommission hat den oben erwähnten Vorschlag 
nicht näher erörtert, hält ihn jedoch für erwägens- 
wert. Allerdings sollte der Eindruck vermieden 
werden, als wolle man das Problem der älteren 
Arbeitslosen durch eine formal-statistische Manipu- 
lation aus der Welt schaffen. Dazu bestünde um so 
weniger Veranlassung, als es sich hier ohnehin 
weniger um ein quantitativ zu betrachtendes Pro- 
blem handelt. 

Die Kommission ist zu Beginn ihrer Arbeit von den 
Ergebnissen einer Erhebung über den Stand der 
Arbeitslosigkeit im Herbst 1958 ausgegangen. Da- 
mals betrug die Zahl der älteren Arbeitslosen rund 
160 000 (rund 110 000 Männer und 50 000 Frauen). 
Die seither anhaltend gute Konjunktur und Arbeits- 
marktlage ist auch den älteren Arbeitslosen spürbar 
zugutegekommen. Nach den Ergebnissen einer im 
Herbst 1959 angestellten Erhebung (s. Amtliche 
Nachrichten der Bundesanstalt Nr. 11/1959 S. 493 
und 516 ff.) war die Zahl der älteren Arbeitslosen 
bis dahin um 61 344 zurückgegangen; der Rückgang 
betrug bei den Männern 33,7 v. H., bei den Frauen 
48,5 v. H. In diesem Zeitpunkt waren insgesamt noch 
rund 98 600 ältere Arbeitnehmer (davon rund 72 800 
Männer und 25 800 Frauen) arbeitslos, bei einer Ge- 
samtzahl von rund 187 200 Arbeitslosen (davon rund 
102 000 Männer und 85 000 Frauen). 

Ebenso wie die Arbeitslosenzahl insgesamt stellen 
auch die älteren Arbeitslosen rein zahlenmäßig ge- 


sehen kein schwerwiegendes Problem mehr dar. Der 
Anteil der Älteren an der Gesamtzahl der Arbeits- 
losen hat jedoch in den letzten Jahren anhaltend 
zugenommen und der Arbeitslosigkeit in ihrer ge- 
genwärtigen Erscheinungsform ein besonderes Ge- 
präge gegeben. Auch sollte man sich bewußt blei- 
ben, daß sich hinter den nüchternen Zahlen oft 
tragische Einzelschicksale verbergen, eine Tatsache, 
die eine nur zahlenmäßige Betrachtungsweise ver- 
bietet. Hiervon ausgehend ist die Kommission der 
Meinung, daß das Problem der älteren Arbeitslosen 
unter den gegebenen Verhältnissen der Voll- und 
Überbeschäftigung keineswegs aus dem Auge ver- 
loren werden darf, sondern im Gegenteil besondere 
Anstrengungen gemacht werden müssen, auch die- 
sen Menschen, die noch im Schatten des „Wirt- 
schaftswunders" stehen, durch Vermittlung in 
Arbeit und Maßnahmen, die geeignet sind, dies Be- 
mühen zu unterstützen, entscheidend zu helfen. Die 
Kommission hat in diesem Sinne sowohl an die 
Mitarbeiter der Verwaltung, insbesondere an die 
leitenden Beamten, aber auch gleichzeitig an die 
Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane aller Stufen 
appeliert. Sie glaubt, daß es ihr, vor allem durch 
die Aussprache mit den unmittelbar Beteiligten, ge- 
lungen ist, das Problem in gebührender Weise ins 
Blickfeld zu rücken. 

Einige Anregungen und Empfehlungen der Kom- 
mission haben bei den zentralen Organen der 
Bundesanstalt bereits eine positive Resonanz aus- 
gelöst. Auch die Verwaltung hat aus einem Teil 
der Anregungen der Kommission bereits einige 
Folgerungen gezogen (vgl. Runderlaß 116/60 des 
Präsidenten der Bundesanstalt). Es kommt nun dar- 
auf an, das Begonnene zielstrebig weiterzuführen. 
Auch an die Stellen außerhalb der Bundesanstalt, 
die zu einer Lösung des Problems der älteren 
Arbeitslosen beitragen können, ergeht die Bitte, 
dieser Frage gerade in der gegenwärtigen Situation 
besondere Aufmerksamkeit zu widmen und in Zu- 
sammenarbeit mit den anderen Beteiligten tatkräftig 
an ihrer Bewältigung mitzuarbeiten. Die von der 
Kommission in ihrem Bericht gegebenen Hinweise 
und Empfehlungen sollen Beitrag und Anregung 
dazu sein. 
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Anlage 


A. 

Vorschläge und Anregungen an die Bundesregierung 


1. Koordinierung aller Maßnahmen und Mittel, die 
für die Landesentwicklung und die wirtschaft- 
liche Förderung bestimmter Gebiete, insbeson- 
dere der Zonenrand- und sonstigen Förderungs- 
gebiete, aufgewandt werden. Dabei Einschal- 
tung der Dienststellen der Bundesanstalt. 

2. Gewährung von Starthilfen für Industrieansied- 
lung bzw. -erweiterung in Gestalt von 

bevorzugten Abschreibungsmöglichkeiten, 
Umsatzsteuerbefreiung oder -nachlaß, 
Variierung der Einkommensteuer, 
Frachtvergünstigungen. 

3. Förderung des Wohnungsbaues für Betriebs- 
angehörige, insbesondere für Facharbeiter und 
Führungskräfte, in den erwähnten Gebieten. 

4. Großzügigere Gestaltung der gesetzlichen Be- 
stimmungen für die Gewährung von Eingliede- 
rungsbeihilfen (§ 132 AVAVG). 

5. Anweisung der Bundesregierung an ihre nach- 
geordneten Dienststellen, bei Einstellungen ältere 
Arbeitslose besonders zu berücksichtigen. 

6. Neugestaltung der gesetzlichen Regelung für die 
vorgezogene Altersrente (§ 1248 RVO und § 25 
Angestelltenversicherungsgesetz in der Fassung 
der Rentenversicherungs-Neuregelungsgesetze). 


B. 

Vorschläge und Anregungen an den Verwaltungsrat 
und den Vorstand der Bundesanstalt 

a) Verwaltungsrat 

1. Änderung des Grundsatzbeschlusses über die 
Voraussetzungen für die Gwährung von ver- 
stärkter Förderung im Rahmen der wertschaf- 
fenden Arbeitslosenhilfe. 

2. Änderung der Richtlinien zur Förderung der 
Arbeitsaufnahme in bezug auf die Dauer der 
Gewährung von Trennungsbeihilfen. 


3. Übernahme von Fahrkosten aus Mitteln der 
Bundesanstalt für Zubringerfahrten zu den Be- 
trieben für eine Anlaufzeit. 

4. Anhebung des Grundförderungssatzes für Ange- 
stelltenmaßnahmen im Rahmen der wertschaffen- 
den Arbeitslosenhilfe. 

5. Überprüfung der Richtlinien über die Gewäh 
rung von Anlernzuschüssen und Eingliederungs- 
beihilfen, insbesondere hinsichtlich der Bezugs- 
dauer und des Personenkreises für diese Lei- 
stungen. 

b) Vorstand 

1. Gewährung von finanziellen Hilfen zur Struktur- 
verbesserung im Rahmen der Vermögensanlage 
der Bundesanstalt. 

2. Vermögensanlagen zur Auftragsfinanzierung und 
für Aufschließungsarbeiten zur Industrieansied- 
lung. 

C. 

Empfehlungen an die Verwaltung 
der Bundesanstalt 

1. Weitere Förderung des Vermittlungsausgleichs. 

2. Intensivierung der beruflichen Bildungsmaß- 
nahmen auch unter Einbeziehung von Internats- 
lehrgängen. 

3. Zulassung von Anlernzuschüssen im Anschluß 
an Eingliederungsbeihilfen. 

4. Verbesserung der Technik und Organisation für 
die Vermittlung älterer Arbeitsuchender. 

5. Vermittlung von Angestellten in Beschäftigun- 
gen gewerblicher Art. 

G. Gezielte Öffentlichkeitsarbeit unter Einschaltung 
der Führungskräfte zur Unterstützung der Ver- 
mittlungsbemühungen für ältere Arbeitslose. 

7. Zusammenarbeit der Direktoren der Arbeits- 
ämter und der Präsidenten der Landesarbeits- 
ämter bei ihren Bemühungen um die Lösung des 
Problems der älteren Arbeitslosen mit den 
Organen der Selbstverwaltung. 
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